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Text 

Widerruf und Aufhebung 

§ 200. (1) Die gerichtliche Bewilligung ist vom Gericht mit rückwirkender Kraft zu widerrufen: 

 1. von Amts wegen oder auf Antrag eines Vertragsteiles, wenn beim Abschluss des 
Annahmevertrages der Annehmende nicht entscheidungsfähig gewesen ist, außer er hat nach der 
Erlangung seiner Entscheidungsfähigkeit zu erkennen gegeben, dass er die Wahlkindschaft 
fortsetzen wolle; 

 2. von Amts wegen oder auf Antrag eines Vertragsteiles, wenn ein nicht entscheidungsfähiges 
Wahlkind selbst den Annahmevertrag geschlossen hat, außer es hat der gesetzliche Vertreter oder 
nach Erlangung der Entscheidungsfähigkeit das Wahlkind nachträglich zugestimmt oder das 
Gericht die verweigerte nachträgliche Zustimmung des gesetzlichen Vertreters im Sinne des 
§ 192 Abs. 3 ersetzt; 

 3. von Amts wegen oder auf Antrag eines Vertragsteiles, wenn das Wahlkind durch mehr als eine 
Person angenommen worden ist, außer die Annehmenden sind im Zeitpunkt der Bewilligung 
miteinander verheiratet gewesen; 

 4. von Amts wegen oder auf Antrag eines Vertragsteiles, wenn der Annahmevertrag ausschließlich 
oder vorwiegend in der Absicht geschlossen worden ist, dem Wahlkind die Führung des 
Familiennamens des Wahlvaters oder der Wahlmutter zu ermöglichen oder den äußeren Schein 
einer Wahlkindschaft zur Verdeckung rechtswidriger geschlechtlicher Beziehungen zu schaffen; 

 5. auf Antrag eines Vertragsteiles, wenn der Annahmevertrag nicht schriftlich geschlossen worden 
ist und seit dem Eintritt der Rechtskraft des Bewilligungsbeschlusses nicht mehr als fünf Jahre 
verstrichen sind. 

(2) Hat einer der Vertragsteile den Widerrufsgrund (Abs. 1 Z 1 bis 3 und 5) bei Abschließung des 
Annahmevertrages nicht gekannt, so gilt in seinem Verhältnis zum anderen Vertragsteil der Widerruf 
insoweit als Aufhebung (§ 201), als er dies beansprucht. 
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(3) Einem Dritten, der im Vertrauen auf die Gültigkeit der Annahme an Kindesstatt vor dem 
Widerruf Rechte erworben hat, kann nicht eingewendet werden, dass die Bewilligung widerrufen worden 
ist. Zum Nachteil eines der Vertragsteile, der den Widerrufsgrund bei Abschließung des 
Annahmevertrages nicht gekannt hat, kann ein Dritter nicht die Wirkungen des Widerrufes beanspruchen. 
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